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17.06.2002 

Frau  

Ulla Schmidt 

Bundesministerin für Gesundheit 

Am Propsthof 78 a 

53108 Bonn 

        
 

 

Offener Brief 
an die Bundesgesundheitsministerin zur Vereinbarung der Bundesrepublik 

Deutschland mit dem Verband der Cigarettenindustrie 
 

Unheilige Allianz zwischen Bundesregierung und 

Zigarettenindustrie 

 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin Schmidt, 

 

das Forum Rauchfrei in Berlin möchte sein Entsetzen über die zwischen der Bundesregierung 

und der Zigarettenindustrie geschlossene Vereinbarung kundtun. Wir sind eine 

Arbeitsgemeinschaft, die sich kritisch mit dem Rauchen auseinandersetzt und für die 

Anliegen der Nichtraucher eintritt. 

 

Ihnen wird hinlänglich bekannt sein, dass Rauchen laut der WHO zur wichtigsten 

vermeidbaren Einzelursache von Krankheit und Tod gehört. Nach Schätzungen der 

Gesundheitsorganisationen sterben weltweit jährlich vier Millionen Menschen an den Folgen 

des Rauchens. 

 

Die einzigen Maßnahmen, die nachweislich die Prävalenz des Rauchens senken, sind ein 

Verbot der Tabakwerbung, die Abschaffung von frei zugänglichen Zigarettenautomaten und 

eine Erhöhung der Tabaksteuer. Die Umsetzung eines EU-weiten Werbeverbots wird, wie 

bereits von der Vorgängerregierung, auch von der jetzigen Bundesregierung erfolgreich 

verhindert. Mit den Automatenherstellern wurde lediglich ein fauler Kompromiss 

geschlossen.  

 

 
Ständige Mitglieder: Rainer Bäth (Landesschulamt, Suchtprophylaxe); Doris-Kristina Barnekow (NichtraucherInitiative Berlin); Dr. Palle Bentsen (Betriebsarzt, Auguste-

Viktoria Krankenhaus); Dr. Ingrid Broll (Ärztlicher Arbeitskreis Rauchen und Gesundheit); Gundula Conseur (Sozialdienst, Krankenhaus Spandau); Katharina Ehrlicher (Dt. 

Allergiker- und Asthmabund); Dr. Lothar Erbenich (Krankenhaus Waldfriede); Dr. Barbara Fey (Berliner Krebsgesellschaft); Dr. Reinhard Fuchs (Institut f. betriebliche 

Suchtprävention e.V.); Carola Goen (Plan- und Leitstelle BA Pankow); Michael Haberkorn (Landesstelle gegen die Suchtgefahren e.V.); Monika Hachmann (Landesamt 

Gesundheit und Soziales); Hedwig Francois-Kettner (Klinikum Benjamin-Franklin); Dr. Ilse Kokula (Sen.Verw. Schule-Jugend-Sport, Jugendschutz); Dr. Ingrid Krause 

(AOK); Peter Kurz (NichtraucherInitiative Berlin); Marianne Krumpolt (Landesamt Gesundheit und Soziales); Dr. Gerd Ludescher (Schlossparkklinik); Beate Martonné-

Kunarski (Sen.Verw. Schule-Jugend-Sport, Drogenreferat); Dr. Jörn Reimann (Berliner Verkehrsbetriebe); Elisabeth Rieth (Nichtraucherinitiative Deutschland); Johanna 

Ruthenberg (Nichtraucherbund Berlin e.V.); Claudia Schaa (Elternkolleg-Virchowklinikum); Karin Schmedding (Barmer Ersatzkasse); Christoph Tettenborn (Dt. 

Herzzentrum Berlin); Christiane Tschinkel (Gemeinschaftskrankenhaus Havelhöhe) 



Die jetzt getroffene Vereinbarung jedoch ist der Gipfel. Die Bundesregierung nimmt von der 

Zigarettenindustrie einen Betrag von insgesamt 11,8 Millionen Euro in fünf Jahren entgegen 

(dies entspricht nur einem sehr geringen Bruchteil des Werbeetats der Zigarettenindustrie pro 

Jahr!) und verpflichtet sich im Gegenzug, dieses Geld ausschließlich für 

Rauchpräventionsprogramme bei Kindern und Jugendlichen auszugeben, die alleine den 

Zigarettenkonsum nicht senken. 

Die Bundesregierung verspricht dafür, erwachsene Raucher mit diesen Programmen nicht 

anzusprechen. Sie sichert zu, die Zigarettenindustrie, deren Produkte oder den 

Zigarettenhandel nicht zu diskriminieren sowie den erwachsenen Raucher nicht zu 

verunglimpfen. Damit schließen Sie einen Burgfrieden mit der Industrie. Sie machen sich zur 

Partnerin der Zigarettenindustrie, obwohl Sie aus gesundheitspolitischen Erwägungen ihre 

Gegnerin sein sollten. 

 

D.h. die Bundesregierung verzichtet für 11,8 Millionen Euro fünf Jahre lang auf 

wirkungsvolle Präventionsprogramme und nachhaltige Maßnahmen!!! Und wie glaubwürdig 

sind die Programme, die übrigbleiben, für Kinder und Jugendliche, wenn sie von der 

Zigarettenindustrie finanziert werden? 

 

Im Gegensatz zu den übrigen Mitgliedern der europäischen Union, die mit gesetzlicher 

Regulierung das Rauchen zurückdrängen, setzen Sie auf Vereinbarungen bzw. 

Selbstverpflichtungen der Industrie. Nicht zuletzt wird der Industrie auch noch bescheinigt, 

dass sie aufgrund des seit 1966 bestehenden Selbstbeschränkungsabkommens auf 

Werbemaßnahmen, die sich an Kinder und Jugendliche richten, verzichtet. Wer hat beim 

Gedanken an Zigarettenwerbung kein Kamel vor Augen und an wen richtet sich wohl diese 

Werbung?! Außerdem darf die Zigarettenindustrie mit der Vereinbarung ihr Image 

aufpolieren. Ist das nicht lediglich Werbung für die Zigarettenindustrie, die als 

Gesundheitsprävention verkauft wird?  

 

Alle Organisationen, die sich weigern, für ihre Präventionsprogramme das Geld der 

Zigarettenindustrie zu verwenden, haben unser vollstes Verständnis und unsere Zustimmung. 

Doch zu Recht fragen sie sich, wie in Zukunft wirksame und glaubwürdige Programme 

finanziert und durchgeführt werden können, wenn sich die Bundesregierung an die 

Zigarettenindustrie verkauft und diese sich im Gegenzug freikauft? 

 

Wir bitten Sie noch einmal, die geschlossene Vereinbarung zu überdenken. Nicht nur der 

Zuwendungsgeber kann diese Vereinbarung kündigen. Auch der Zuwendungsempfänger ist 

zu einer Kündigung berechtigt und kann damit gleichzeitig ein Zeichen setzen. Damit wäre 

dann nicht das Image der Zigarettenindustrie verbessert, sondern das der Bundesregierung. 

Dies würde uns sehr freuen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Johannes Spatz 

Sprecher des Forums Rauchfrei in Berlin 


